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BEGRÜNDUNG 

 

1. Allgemeines 

 

1.1 Anlass und Ziel der Planung 

Die Gemeinde Salching beabsichtigt zwischen den Ortsteilen Salching und Oberpiebing, 
direkt im östlichen Anschluss an die Gemeinde Salching ein allgemeines Wohngebiet 
sowie Flächen für den Gemeinbedarf (für eine Kindertagesstätte und Feuerwehr) auszu-
weisen, um weiterhin der laufenden Nachfrage nach geeigneten Wohnbaugrundstücken 
begegnen zu können. In der Gemeinde Salching besteht aufgrund der positiven gewerb-
lichen Entwicklung, der günstigen Lage an der Kreisstraße SR 9 und der Nähe zu 
Straubing unverändert eine anhaltende Nachfrage nach attraktiven Wohnbaugrundstü-
cken.  

Damit soll die Funktion des Ortes als Wohnstandort gestärkt und einer Abwanderung 
insbesondere junger Familien entgegengewirkt werden.  

 
1.2 Verfahren  

Das geplante Gelände soll als Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 Baunutzungsverord-
nung ausgewiesen werden. So können u. a. die Auswirkungen der geplanten wohnlichen 
Nutzung auf die Umgebung geprüft und berücksichtigt, die Lage und Größe der bauli-
chen Anlagen gesteuert und neue, bisher mangelnde Regelungen zur gestalterischen 
Einbindung und zur ökologischen Verträglichkeit festgesetzt werden. 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 28.11.2022 den Aufstellungsbeschluss für 
die 26. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen. In gleicher Sitzung wurde 
ebenfalls beschlossen, einen qualifizierten Bebauungs- und Grünordnungsplan gemäß § 
30 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans) im 
förmlichen Verfahren aufzustellen und somit verbindliches Baurecht an dieser Stelle von 
Salching zu schaffen.  

Der Bebauungsplan ist aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes zu entwi-
ckeln, der die Nutzungen für die gesamte Gemeindefläche darstellt. In vorliegendem Fall 
ist dies derzeit noch nicht der Fall, der Bereich ist als Fläche für die Landwirtschaft dar-
gestellt. Deshalb wird zeitgleich im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB der Flächen-
nutzungsplan mittels Deckblatt Nr. 26 geändert.   

Der Geltungsbereich der 26. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst die Flächen 
der Fl. Nrn. 435, 435/3, 435/4, 436, 437, 437/1, 437/2, 437/7, 437/8 sowie Teilflächen der 
Fl. Nr. 468/TF, 441/2/TF und 427/TF, alle der Gemarkung Salching mit einer Gesamtflä-
che von ca. 46.000 m². 
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1.3 Übersichtslageplan  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Auszug aus der Topographischen Karte aus dem BayernAtlas vom 30.01.2023, ohne Maßstab 

 

  

WA „Am Pfingstberg III /  
Niederpiebinger Graben“ 

WA „Am Pfingstberg - Erweiterung“ 

WA „Am Pfingstberg“ 
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1.4 Luftbildausschnitt  
 

 

Abbildung 2: Luftbildausschnitt aus dem BayernAtlas vom 30.01.2023, ohne Maßstab 

 

1.5 Übergeordnete Planungen 

 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand 01.01.2020 

Die Gemeinde Salching liegt gem. der Strukturkarte „im allgemeinen ländlichen Raum“ in 
der Region 12 „Donau-Wald“, dessen Entwicklung in besonderem Maße gestärkt werden 
soll und ist im direkten Umfeld des Oberzentrums Straubing. 

 Regionalplan Region Donau Wald (RP 12) Stand 22.04.2021 

Laut der Raumstrukturkarte des Regionalplans Region Donau-Wald liegt die Gemeinde 
Salching als bevorzugt zu entwickelndem Ort im ländlichen Teilraum, dessen Entwick-
lung in besonderen Maßen gestärkt werden soll sowie im Stadt- und Umlandbereich im 
ländlichen Raum, im direkten Umfeld des Oberzentrums Straubing.  

Berücksichtigung: 
Es erfolgt gemäß den Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsprogramms und 
der Regionalplanung eine nachhaltige Sicherung und Weiterentwicklung des ländlichen 
Raumes durch ein maßvolles und bedarfsgerechtes Bereitstellen einer Entwicklungsflä-
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che am Ortsrand für ein Allgemeines Wohngebiet und Flächen für den Gemeinbedarf 
(Kita, Feuerwehr) für den örtlichen Bedarf. Es besteht eine Anbindung an weitere beste-
hende Wohngebiete als geeignete Siedlungseinheit (städtebaulich angebundene Lage). 

Es erfolgt eine ressourcenschonende und wirtschaftliche Erschließungsplanung.  

 Flächennutzungsplan  

Im derzeit rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Salching ist das Pla-
nungsgebiet als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

 
Abbildung 3: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplans, ohne Maßstab   
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Abbildung 4: Ausschnitt aus der Überarbeitung des Flächennutzungsplanes, ohne Maßstab  
 

Für die Gemeinde Salching liegt ein rechtskräftiger Flächennutzungsplan mit Genehmi-
gungsbescheid der Regierung von Niederbayern vom 21.07.1986, Nr. 420-4621/929 vor.  

 

1.6 Derzeitige Nutzung 

Die Ausgangsfläche stellt sich derzeit als landwirtschaftliche Nutzfläche (Acker) dar. In-
nerhalb und an den Rändern des Gebietes sind Wirtschaftswege und im Süden grenzt 
direkt die Kreisstraße SR 9 (Brückenstraße). Im Norden und Osten grenzen weitere 
landwirtschaftliche Nutzflächen an. Im Westen grenzt Wohnbebauung an.  

Das überplante Gebiet fällt von Osten nach Westen und Nordwesten und weist Gelän-
dehöhen von 375 m (im Süd-Osten) bis 370 m ü. NHN im Westen unmittelbar entlang 
der bestehenden Bebauung sowie 357 m ü. NHN im Anschlussbereich der Bergschnei-
der Straße auf.  

Innerhalb des Geltungsbereiches liegen keine ausgewiesenen Landschaftsschutzgebie-
te, Natura-2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile bzw. 
geschützte Naturdenkmale. Es sind keine amtlich ausgewiesenen Biotope vorhanden.  

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem Umwelt Atlas Bayern außerhalb von sog. was-
sersensiblen Bereichen, Hochwassergefahrenflächen HQextrem bzw. der Hochwasserge-
fahrenflächen HQ100 (Überschwemmungsgebiete und Hochwassergefahrenflächen) der 
Aiterach. 

Bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Pflanzen- und Tierarten des 
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Anhangs IV FFH-Richtlinie und alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogel-
schutz-Richtlinie) wurde durch das Büro Flora + Fauna Partnerschaft, Regensburg ein 
Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Juni 2023) erstellt. Das Gut-
achten ist Anlage 2 zum Bebauungs- mit Grünordnungsplan. Artenschutzrechtliche 
Maßnahmen hinsichtlich Feldvögel sind notwendig. Bei Beachtung der Punkte sind keine 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG zu befürchten. 

Altlasten in Form ehemaliger Deponien sind der Gemeinde auf der Fläche nicht bekannt.  

 
1.7 Planungsauftrag 

Der Planungsauftrag zur Erstellung der Unterlagen zum Bebauungs- und Grünord-
nungsplan wurde dem Landschaftsarchitektur- und Stadtplanungsbüro HEIGL in Bogen 
erteilt. 

 
1.8 Begründung der geplanten Siedlungsentwicklung 

Nach dem Landesentwicklungsprogramm (LEP) soll die Ausweisung von Bauflächen an 
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demo-
graphischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden (vgl. LEP 3.1 G). Um der 
aktuell vorherrschenden und zukünftigen Nachfrage von kleineren Wohnungen für ein bis 
zwei Personen – auch im ländlichen Raum - gerecht zu werden,  werden im Bebauungs-
plan auf den Parzellen 34 bis 37 nur Mehrfamilienhäuser – also keine Einzelhäuser – 
zugelassen. 

In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potentiale der Innenentwicklung mög-
lichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potentiale der Innenentwick-
lung nicht zur Verfügung stehen (vgl. LEP 3.2 Z). 

Innerhalb der Gemeinde sind nur noch wenige Wohnbaugrundstücke in Salching vor-
handen. Die aktuell noch nicht bebauten Wohnbauflächen und auch bereits ausgewiese-
ne Baugrundstücke befinden sich ausschließlich in Privateigentum und sind zum jetzigen 
Zeitpunkt für die Gemeinde nicht zu erwerben. Somit ist es momentan nicht möglich, auf 
anderen Flächen zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. 

Um den dringenden Wohnbedarf der Bevölkerung decken zu können, hat der Gemeinde-
rat daher beschlossen, den vorliegenden Bereich als Wohnbaugebiet auszuweisen. Im 
Jahr 2016 wurde in Zusammenarbeit mit dem Amt für Ländliche Entwicklung Niederbay-
ern der Vitalitäts-Check erstellt, mit dem Leerstände und von Leerstand bedrohte Grund-
stücke festgestellt wurden. Auf Grundlage des Vitalitäts-Checks wurde die Flächenma-
nagement-Datenbank (FMD) erstellt. Die FMD wird seither regelmäßig gepflegt. 

Die vorhandenen Wohngebiete im Gemeindegebiet Salching sind alle abgewickelt und 
bis auf wenige Grundstücke vollständig bebaut.  

Diese unbebauten Flächen liegen alle im Besitz privater Eigentümer. Die Grundstücks-
besitzer werden immer wieder angesprochen und auf eine Nutzung zu Wohnraumzwe-
cken befragt. Eine Bereitschaft, diese Grundstücke an die Gemeinde zu veräußern be-
steht derzeit nicht. Auch auf die Möglichkeit der Wohnbebauung durch die Eigentümer 
selbst wird immer wieder hingewiesen. Auch diese Möglichkeit wird durch die Grund-
stückseigentümer nicht genutzt. Von Seiten der Gemeinde wird auch weiterhin vorrangig 
eine Innenentwicklung favorisiert, um neue Baugebiete am Ortsrand nur maßvoll auszu-
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weisen. Die Potentiale der Innenentwicklung werden dabei immer wieder auf den Prüf-
stand gestellt um dem Ziel „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ gerecht zu werden. 

Die Gemeinde soll dabei bei Planungsentscheidungen frühzeitig prognostizierte Bevölke-
rungsentwicklung und die Altersstruktur in der Gemeinde berücksichtigen.  

2018 hatte die Gemeinde Salching mit ihren 12 Gemeindeteilen 2.595 Einwohner und 
konnte damit seit 2015 einen Anstieg um 28 Einwohner (2.567) verzeichnen. 2022 wird 
die Einwohnerzahl mit 2.757 angegeben, was einer Zunahme von 190 Personen oder 
7,4 % bedeutet. Damit ist eine positive Bevölkerungsentwicklung zu beobachten (Quelle 
www.statistik.bayern.de). Auch der Vergleich der Weg- und Zuzüge z. B. 2021 zeigt, 
dass 32 Personen mehr hinzugekommen sind (Wegzüge: 155, Zuzüge: 187). 

Auch für die Zukunft wird laut der Bevölkerungsvorausberechnung des Bayerischen 
Landesamtes für Statistik eine leicht positive Entwicklung mit einem Anstieg der Einwoh-
nerzahl um 6,6 % zwischen 2019 und 2033 erwartet.  

Lt. Stellungnahme der Regierung von Niederbayern vom 17.03.2023 übersteigt die ge-
plante Ausweisung aktuell den Bedarf an Wohnraum. Eine abschnittsweise Verwirkli-
chung des Baugebiets ist aufgrund der technischen Erschließung (Kanal, Infrastruktur, 
etc.) nicht möglich. Um Baulücken zu vermeiden, ist vom Investor geplant, in den jeweili-
gen Notarverträgen entsprechende Regelung zur Umsetzung der Maßnahmen („Bau-
zwang“) aufzunehmen. 

Der ausgewählte Standort weist im Vergleich zu anderen Standorten innerhalb der Ge-
meinde folgende günstige Standortfaktoren auf: 

 Siedlungsstrukturelle Anbindung an eine vorhandene Wohnbebauung 
 Gute verkehrstechnische Erreichbarkeit über die Kreisstraße SR 9  
 Gesicherte Ver- und Entsorgung 
 Weniger störende Fernwirkung aufgrund des unmittelbaren Anschlusses an die 

vorhandene Wohnbebauung 
 Ökologisch unsensible, landwirtschaftlich genutzte Ausgangsflächen.  

 
Die möglichst schonende Einbindung in die Landschaft soll durch die an den Außen-
grenzen festgesetzten privaten Grünflächen (Ortsrandeingrünung) in einer Breite von 
6,50 m umgesetzt werden. Hier ist der Aufbau von strukturreichen Übergängen zwischen 
Siedlung und Freiraum vorgesehen. Dadurch eröffnet sich auch die Chance für den Auf-
bau von wirksamen Biotopverbundsystemen in der sonst ausgeräumten Landschaft. 

Am vorgesehenen Standort sind zudem keinerlei erhebliche Beeinträchtigungen von 
Schutzgütern oder sonstigen öffentlichen Belangen zu befürchten. Alternativ wäre die 
Beibehaltung der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung anzuführen. 

 

2. Ver- und Entsorgung 

 
2.1 Wasserversorgung 

Die Trink- und Löschwasserversorgung soll durch Anschluss an die Wasserversorgung 
des Wasserzweckverbandes Straubing-Land erfolgen.  
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Im öffentlichen Straßenbereich der Bergschneider Straße, Fl. Nr. 468, Gmkg. Salching 
an der Kreisstraße Fl. Nr. 427, Gmkg. Salching verläuft eine Versorgungsleitung DN 100 
bzw. DA 250 des Wasserzweckverbandes.  

Zur Erschließung kann eine neue Versorgungsleitung DA 110 an die bestehende Ver-
sorgungsleitung DN 100, verlegt im öffentlichen Straßenbereich der Bergschneider Stra-
ße, Fl. Nr. 468, Gmkg. Salching auf Höhe des Anwesens „Bergschneider Straße 31“ an-
geschlossen werden und in der Erschließungsstraße A bis zum Wendehammer verlegt 
werden. Zudem kann eine neue Versorgungsleitung DA 110 an die bestehende Versor-
gungsleitung DA 250, verlegt im öffentlichen Straßenbereich der Kreisstraße, Fl. Nr. 427 
Gmkg. Salching angebunden, über den gemeindlichen Radweg Fl. Nr. 441/2, Gmkg. 
Salching und im Bereich der neuen Erschließungsstraße B verlegt werden. Die ausge-
wiesenen Parzellen können mit einem Grundstücksanschluss an die neuen Versor-
gungsleitungen angeschlossen werden. 

 

2.2 Schmutzwasser- und Niederschlagswasserbehandlung 

Die Schmutzwasserentsorgung ist über die Erweiterung des gemeindlichen Kanalnetzes 
zur örtlichen Kläranlage geplant. Die Entsorgung des geplanten Baugebietes erfolgt im 
Trennsystem. Das Schmutzwasser wird in den bestehenden Schmutzwasserkanal einge-
leitet. Sowohl der vorhandene Schmutzwasserkanal als auch die Kläranlage Salching 
sind für die anfallenden Schmutzwassermengen des geplanten Baugebietes ausgelegt. 

Regenwasser der öffentliche Flächen: 

Im Zuge der Grundlagenermittlung wurde bereits ein Baugrundgutachten durchgeführt. 
Aus dem vorliegenden Gutachten geht hervor, dass eine Versickerung aufgrund über-
wiegend schlechter Wasserdurchlässigkeit des anstehenden Bodens nur in Teilberei-
chen aus technischer Sicht sinnvoll erfolgen kann. Die möglichen Standorte sind dem 
Bodengutachten zu entnehmen und im weiteren Verfahren zu konkretisieren. 

Niederschlagswasser aus öffentlichen Flächen ist zunächst über Fugenpflaster oder 
Wiesenmulden z. B. im straßenbegleitenden Seitenstreifen oder über geplante Regen-
rückhaltebecken in den öffentlichen Grünflächen bestmöglich im Untergrund zu versi-
ckern. Überläufe sind in den öffentlichen Regenwasserkanal vorzunehmen.   

Für die Versickerung und/oder Einleitung in ein Oberflächengewässer ist rechtzeitig vor-
her eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 4 WHG). 

Regenwasser der privaten Flächen: 

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dach- und versiegelten Flächen ist grund-
sätzlich auf den Baugrundstücken zurückzuhalten und zu versickern. Da bereits durch 
ein Gutachten nachgewiesen ist, dass eine Versickerung nur in Teilbereichen möglich 
ist, ist eine Einleitung über Sammelkanäle im Bereich der Straßen in versickerungsfähige 
Teilbereiche nötig.  

Im Zuge der Erschließung wird bereits auf jeder Parzelle eine Regenwasserzisterne mit 
Drosselabfluss und Nutzvolumen zur Brauchwassernutzung bzw. Gartenbewässerung 
erstellt. Bei neu gebildeten Grundstücken, beispielsweise durch Grundstücksteilungen, 
muss diese Regenwasserzisterne auf eigene Kosten errichtet werden. Eine Einleitung in 
den Regenwasserkanal ist nur in Form von Notüberläufen möglich. 
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Zur Reduzierung des anfallenden Niederschlagswassers sind alle befestigten Flächen 
auf den Privatgrundstücken (z.B. Hauseingänge, Garagenzufahrten, Stellplätze) mit ver-
sickerungsfähigen Belägen auszustatten. 

Dafür sind z.B. verschiedene wasserdurchlässige Pflastersysteme, Pflastersysteme mit 
Fuge, korngestufte wassergebundene Wegedecken oder Schotterrasen geeignet. 

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für 
anliegende Grundstücke verändert werden. Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und 
Schichtwasseraustritten sowie mit wild abfließendem Oberflächenwasser aufgrund des 
darüber liegenden oberirdischen Einzugsgebietes gerechnet werden. 

Die einschlägigen Vorschriften für die Niederschlagswasserversickerung sind hierbei zu 
beachten. 
 

2.3 Abfallentsorgung 

Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Zweckverband Abfallwirtschaft Straubing Stadt und 
Land (ZAW). Die entsorgungstechnischen Vorgaben des Zweckverbandes sind von den 
jeweiligen Bauherren zu beachten. Wieder verwertbare Abfallstoffe und Grünabfälle wer-
den im gemeindlichen Wertstoffhof gesammelt und recycelt bzw. fachgerecht entsorgt.  

 

3. Denkmalschutz 
 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich im Geltungsbereich bzw. in dessen 
unmittelbarer Nähe folgende eingetragene Bodendenkmäler: 

- D-2-7141-0311: Siedlung und verebnetes Grabenwerk vor- und frühgeschichtlicher 
und neolithischer Zeitstellung sowie Bestattungsplatz der älteren Urnenfelderzeit.  

- D-2-7141-0281: Siedlung und Grabenwerk der Münchshöfener Kultur, Station des 
Jungpaläolithikums und Siedlungen des Mittelneolithikums (Stichbandkeramik), des 
Jungneolithikums (Altheimer Kultur), der späten Bronze- und der Urnenfelderzeit sowie 
des frühen und hohen Mittelalters, Bestattungsplatz der Schnurkeramik, der frühen und 
mittleren Bronzezeit und der Urnenfelderzeit sowie Siedlung und Brandgräber der römi-
schen Kaiserzeit. Siedlung und Bestattungsplatz des frühen Mittelalters. 

Der ungestörte Erhalt von Bodendenkmälern hat aus Sicht des Bayerischen Landesam-
tes für Denkmalpflege Priorität. Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht, Boden-
eingriffe jeder Art (vgl. Art. 1 Abs. 4 DSchG) sind nach Art. 7 DSchG genehmigungs-
pflichtig und daher unbedingt mit der Kreisarchäologie oder dem Bayer. Landesamt f. 
Denkmalpflege abzustimmen. 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis 
gem. Art. 7.1 BayDschG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei 
der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Im Geltungsbereich selbst und der näheren Umgebung liegen keine Baudenkmäler oder 
Ensembles gemäß Art. 1 Abs. 2 und 3 DSchG.  

Archäologische Untersuchungen wurden zwischenzeitlich durchgeführt. Die Freigabe der 
Fläche wurde mit Schreiben des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 30.08.2023 erteilt. 
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UMWELTBERICHT 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist mit Wirkung der BauGB-Novellierung vom 20.07.2004 zu 
Bauleitplänen eine Umweltprüfung und hierfür die Erstellung eines Umweltberichtes er-
forderlich. Er beschreibt und bewertet voraussichtliche, erhebliche Auswirkungen auf 
unterschiedliche Umweltbelange in Zusammenhang mit dem beabsichtigten Vorhaben. 

Der Umweltbericht ist gem. § 2a BauGB der Begründung zur Bauleitplanung als geson-
derter Teil beizufügen. 

Auf Grundlage des § 2 Abs. 4, Satz 5 BauGB (Abschichtungsprinzip) kann die Umwelt-
prüfung mit vorliegender 26. Änderung des Flächennutzungsplanes auf die Untersu-
chung zusätzlicher oder anderer erheblicher Umwelteinwirkungen beschränkt werden, 
die nicht bereits Bestandteil der Umweltprüfung auf Ebene des Bebauungs- und Grün-
ordnungsplanes WA „SalObp“ sind. 

 

1. Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 

Die vorliegende 26. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Salching hat die 
Umwandlung von „Flächen für die Landwirtschaft“ in ein „Allgemeines Wohngebiet“ nach 
§ 4 BauNVO zum Inhalt.  

Der Geltungsbereich umfasst die Flächen der Fl. Nrn. 435, 435/3, 435/4, 436, 437, 
437/1, 437/2, 437/7, 437/8 sowie Teilflächen der Fl. Nr. 468/TF, 441/2/TF und 227/TF, 
alle der Gemarkung Salching mit einer Gesamtfläche von ca. 40.000 m². 

 

2. Festgelegte Ziele des Umweltschutzes in Fachgesetzen und Fachplänen so-
wie die Art deren Berücksichtigung 

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch, den nach-
folgenden Natur- und Denkmalschutzgesetzen, Abfall- und Wassergesetzgebung wurden 
auch der Flächennutzungsplan sowie Arten- und Biotopschutzprogramm beachtet. 

 Landesentwicklungsprogramm Stand 01.01.2020 

Die Gemeinde Salching liegt gem. der Strukturkarte „im allgemeinen ländlichen Raum“ in 
der Region 12 „Donau-Wald“, dessen Entwicklung in besonderem Maße gestärkt werden 
soll und ist im direkten Umfeld des Oberzentrums Straubing. 

Auszüge aus relevanten Festlegungen, Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

1. Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung  
     Bayerns 

1.1 Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit 

1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen: 

(Z)  In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaf-
fen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu ent-
wickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben zur 
Verwirklichung dieses Ziels beizutragen. 
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(G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung 
und Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge und zur Versorgung mit Gütern geschaffen oder erhalten werden. 

1.2  Demografischer Wandel 

1.2.2 Abwanderung vermindern 

(G)  Die Abwanderung der Bevölkerung soll insbesondere in denjenigen Teilräumen, die 
besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, vermindert werden. 

(G) Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglichkeiten  

- zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplät-
zen,  

- zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge,  
- zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Arbeits- und Lebensum-

felds insbesondere für Kinder, Jugendliche Auszubildende, Studenten sowie 
für Familien und ältere Menschen 

 genutzt werden.  

1.2.6 Funktionsfähigkeit der Siedlungsstrukturen 

(G)  Die Funktionsfähigkeit der Siedlungsstrukturen einschließlich der Versorgungs- und 
Entsorgungsinfrastrukturen soll unter Berücksichtigung der künftigen Bevölkerungs-
entwicklung und der ökonomischen Tragfähigkeit erhalten bleiben. 

1.3 Klimawandel 

1.3.1 Klimaschutz 

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbeson-
dere durch […]  

1.3.2 Anpassung an den Klimawandel 

(G) Die räumlichen Auswirkungen von klimabedingten Naturgefahren sollen bei allen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berücksichtigt werden.  

(G) In allen Teilräumen, insbesondere in verdichteten Räumen, sollen klimarelevante 
Freiflächen von Bebauung freigehalten werden.  

1.4 Wettbewerbsfähigkeit 

1.41. Hohe Standortqualität 

(G) Die räumliche Wettbewerbsfähigkeit Bayerns soll durch Schaffung bestmöglicher 
Standortqualitäten in wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Sicht in allen Teil-
räumen gestärkt werden. Dabei sollen im Wettbewerb um Unternehmen und Arbeits-
kräfte lagebedingte und wirtschaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen, infrastrukturelle 
Nachteile abgebaut sowie vorhandene Stärken ausgebaut werden.  

 

2.   Raumstruktur 

2.1  Zentrale Orte 

2.1.1 Funktion der Zentralen Orte 
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(G)  Zentrale Orte sollen überörtliche Versorgungsfunktionen für sich und andere Ge-
meinden wahrnehmen. In ihnen sollen überörtliche Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge gebündelt werden. Sie sollen zur polyzentrischen Entwicklung Bayerns bei-
tragen. 

2.1.3 Versorgungsauftrag der Zentralen Orte 

(Z) Die Versorgung der Bevölkerung mit zentralörtlichen Einrichtungen ist durch die 
Zentralen Orte zu gewährleisten. Höherrangige Zentrale Orte haben auch die Ver-
sorgungsfunktion der darunter liegenden zentralörtlichen Stufen wahrzunehmen.  

(G) Mittelzentren sollen zentralörtliche Einrichtungen des gehobenen Bedarfs vorhalten.  

2.1.4 Vorzug der Zentralen Orte 

(Z) Bei der Sicherung, der Bereitstellung und dem Ausbau zentralörtlicher Einrichtungen 
ist Zentralen Orten der jeweiligen Stufe in der Regel der Vorzug einzuräumen. Hier-
von kann abgewichen werden, wenn es andernfalls zu nicht hinnehmbaren Ein-
schränkungen der Versorgungsqualität oder zu unverhältnismäßigen finanziellen 
Mehrbelastungen kommen würde.  

2.1.5 Konzentration von Einrichtungen 

(Z) Die zentralörtlichen Einrichtungen sind in der Regel in den Siedlungs- und Versor-
gungskernen der Zentralen Orten zu realisieren. Ausnahmen sind nur zulässig, 
wenn im Siedlungs- und Versorgungskern geeignete Flächen oder notwendige Ver-
kehrsinfrastrukturen nicht zur Verfügung stehen oder wenn es zu Attraktivitätsein-
bußen im Siedlungs- und Versorgungskern kommen würde.  

2.2  Gebietskategorien 

2.2.1 Abgrenzung der Teilräume 

(G)  Den sich aus der Raum- und Siedlungsstruktur ergebenden unterschiedlichen 
raumordnerischen Erfordernissen der Teilräume soll Rechnung getragen werden.  

[…] 

2.2.2 Gegenseitige Ergänzung der Teilräume  

(G) Die Verdichtungsräume und der ländliche Raum sollen sich unter Wahrung ihrer 
spezifischen räumlichen Gegebenheiten ergänzen und gemeinsam im Rahmen ih-
rer jeweiligen Entwicklungsmöglichkeiten zur ausgewogenen Entwicklung des gan-
zen Landes beitragen.  

2.2.5 Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums 

(G) Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass 

- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig si-
chern und weiter entwickeln kann, 

- seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreich-
barkeit versorgt sind, 

- er seine eigenständige Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bewahren kann und 

- er seine landschaftliche Vielfalt sichern kann. 
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3  Siedlungsstruktur 

3.1  Flächensparen 

(G)  Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Fol-
gen ausgerichtet werden. 

(G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichti-
gung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potentiale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potentiale der In-
nenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. 

3.3  Vermeidung von Zersiedelung 

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige 
Siedlungsstruktur sollen vermieden werden. 

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinhei-
ten auszuweisen.  

 

5 Wirtschaft 

5.1  Wirtschaftsstruktur 

(G) Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für die 
leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die Hand-
werks- und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden. 

(G) Die Standortvoraussetzungen für eine wettbewerbsfähige Tourismuswirtschaft sol-
len erhalten und verbessert werden 

Berücksichtigung: 
Es erfolgt gem. den Zielen und Grundsätzen des LEP`s eine nachhaltige Sicherung und 
Weiterentwicklung des ländlichen Raumes durch ein bedarfsgerechtes Bereitstellen ei-
ner Entwicklungsfläche für ein allgemeines Wohngebiet zur Schaffung von einem diffe-
renzierten Wohnangebot für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen (Senioren, Singles, 
Alleinerziehende etc.) und Flächen für den Gemeinbedarf mit Zweckbestimmung Kinder-
tagesstätte und Feuerwehr.  

Es besteht eine direkte Anbindung an ein bestehendes Wohngebiet als geeignete Sied-
lungseinheit (städtebaulich integrierte Lage). Der vorliegende Bereich stellt sich somit als 
geeignete Fläche dar, da ein direkter Anschluss an die Kreisstraße SR 9 in Salching vor-
handen ist (LEP 3.3 Z). 

Arbeitsplätze können durch diese Ausweisung geschaffen und somit Lebens- und Ar-
beitsräume gesichert werden. Es erfolgt eine ressourcenschonende Umsetzung mit wirt-
schaftlicher Erschließungsplanung unter Einbeziehung vorhandener Straßen und Wege. 
Eine wirtschaftliche Ver- und Entsorgung kann gesichert werden.  

Der Geltungsbereich liegt außerhalb von ökologischen Vorrangflächen.  
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 Regionalplan Region Donau Wald (RP 12) Stand 22.04.2021 

Laut der Raumstrukturkarte (Stand 2008) des Regionalplans Region Donau-Wald liegt 
die Gemeinde Salching als bevorzugt zu entwickelndem Ort im ländlichen Teilraum, des-
sen Entwicklung in besonderen Maßen gestärkt werden soll sowie im Stadt- und Um-
landbereich im ländlichen Raum.  

Laut der Raumstrukturkarte (Stand 2008) des Regionalplans Region Donau-Wald liegt 
die Gemeinde Salching als bevorzugt zu entwickelndem Ort im ländlichen Teilraum, des-
sen Entwicklung in besonderen Maßen gestärkt werden soll sowie im Stadt- und Um-
landbereich im ländlichen Raum, im direkten Umfeld des Oberzentrums Straubing.  

Auszüge aus relevanten Festlegungen, Ziele (Z) und Grundsätze (G): 

A I - Leitbild  

1 

(Z) Die Region soll zur Sicherung der Lebens- und Arbeitsbedingungen künftiger 
Generationen nachhaltig entwickelt werden. In ihrer Gesamtheit und in ihren Teil-
räumen soll sie so entwickelt und gestärkt werden, dass die sich aus der Lage 
inmitten Europas und an der Nahtstelle zur Tschechischen Republik und zum 
Donauraum ergebenden Herausforderungen bewältigt und gleichwertige Le-
bens- und Arbeitsbedingungen in allen Regionsteilen geschaffen werden.  

(G) Dabei sind insbesondere anzustreben: 

- die Erhaltung bestehender und die verstärkte Schaffung von Erwerbsmög-
lichkeiten 

- eine verbesserte Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen in räumlich und 
zeitlich zumutbarer Entfernung 

- die Bewahrung des reichen Kulturerbes,  
- die Erhaltung der Schönheit und Vielfalt der Landschaft 

 […] 

3 

(G) Es ist anzustreben, den Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft aktiv zu begleiten. 
[…] 

B II – Siedlungswesen 

1 Siedlungsentwicklung 

1.2   

(G) Die für die Region charakteristischen Siedlungsstrukturen sollen erhalten und 
behutsam weiterentwickelt werden. 

1.3  

(G) Die Siedlungsgebiete sowie sonstige Vorhaben sollen möglichst schonend in die 
Landschaft eingebunden werden. Für das Orts- und Landschaftsbild wichtige 
Siedlungsränder sollen erhalten und strukturreiche Übergänge zwischen Sied-
lung und Freiraum angestrebt werden. 

1.4 
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(G) Es ist von besonderer Bedeutung, dass der Nachfrage nach Siedlungsflächen 
durch eine vorausschauende kommunale Bodenpolitik Rechnung getragen wird.  

Berücksichtigung: 

Mit vorliegender Planung erfolgt gemäß den Zielen und Grundsätzen des LEP’s und der 
Regionalplanung eine nachhaltige Sicherung und Weiterentwicklung des ländlichen 
Raumes durch ein maßvolles und bedarfsgerechtes Bereitstellen einer Entwicklungsflä-
che für ein allgemeines Wohngebiet mit Gemeinbedarfsflächen für den örtlichen Bedarf.  

Der vorliegende Bereich stellt sich somit als geeignete Fläche dar, da ein direkter An-
schluss an die Kreisstraße SR 9 sowie eine Wohnbebauung im Westen in Salching vor-
handen ist. Eine Zersiedelung wird somit vermieden. Es erfolgt eine ressourcenscho-
nende Umsetzung mit wirtschaftlicher Erschließungsplanung unter Einbeziehung vor-
handener Straßen und Wege. Eine wirtschaftliche Ver- und Entsorgung kann gesichert 
werden.  

Ausführlichere Aussagen zum LEP und Regionalplan sind dem Kapitel 1.5 der Begrün-
dung zu entnahmen. 

 Flächennutzungsplan  

Für die Gemeinde Salching liegt ein rechtskräftiger Flächennutzungsplan mit Genehmi-
gungsbescheid der Regierung von Niederbayern vom 21.07.1986, Nr. 420-4621/929 vor. 
Eine Überarbeitung des Flächennutzungsplanes findet derzeit statt. 

Der Flächennutzungsplan stellt den Geltungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft 
dar. 

Berücksichtigung: 
Im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB soll mit Deckblatt Nr. 26 eine entsprechende 
Änderung in ein allgemeines Wohngebiet vorgenommen werden.  

Im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB wird ein Bebauungs- mit Grünordnungsplan auf-
gestellt. 

 Naturschutzrecht 

Innerhalb des Geltungsbereiches liegen keine ausgewiesenen Landschaftsschutzgebie-
te, Natura-2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile bzw. 
geschützte Naturdenkmale. Es sind keine amtlich ausgewiesenen Biotope vorhanden.  

Bei der Untersuchungsfläche handelt es sich um Ackerflächen bzw. Wirtschaftswege, 
welche eine relativ geringe naturschutzfachliche Wertigkeit besitzt.  

Berücksichtigung: 
Grünordnerische Festsetzungen zur konkreten Umsetzung von Zielen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege werden gem. Art. 4 BayNatSchG im vorliegenden Bebau-
ungsplan getroffen (private und öffentliche grünordnerische Maßnahmen). 

 

 Artenschutzrecht 

Bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Pflanzen- und Tierarten des 
Anhangs IV FFH-Richtlinie und alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogel-
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schutz- Richtlinie) wurde durch das Büro Flora + Fauna Partnerschaft, Regensburg ein 
Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Juni 2023) erstellt. Das Gut-
achten ist Anlage 2 zum Bebauungs- mit Grünordnungsplan. Artenschutzrechtliche 
Maßnahmen hinsichtlich Feldvögel sind notwendig. Bei Beachtung der Maßnahmen sind 
keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG zu befürchten.  

 Denkmalschutzrecht 

Bodendenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas liegt ein Großteil des Geltungsbereiches außerhalb 
eines bekannten Bodendenkmals. Die Nord-Westliche Ecke liegt innerhalb. Weitere 
Denkmäler sind in der näheren Umgebung vorhanden. Aufgrund der siedlungsgünstigen 
Lage und nahe gelegener Bodendenkmäler ist mit dem Vorhandensein obertätig nicht 
mehr sichtbarer Bodendenkmäler zu rechnen. 
 

 

Abbildung 5: Ausschnitt aus BayernAtlas-Denkmal - ohne Maßstab 

Berücksichtigung: 
Der ungestörte Erhalt eventueller Denkmäler hat aus Sicht des Bayerischen Landesam-
tes für Denkmalpflege Priorität. Bodeneingriffe sollten auf das unabwendbare Maß be-
schränkt bleiben.  

Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht, Bodeneingriffe jeder Art innerhalb von 
Verdachtsflächen sind nach Art. 7 DSchG genehmigungspflichtig und daher mit der 
Kreisarchäologie oder dem Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege abzustimmen. 
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Bei Überplanung bzw. Bebauung hat der Antragsteller im Bereich von Denkmalflächen 
eine Erlaubnis bei der Unteren Denkmalschutzbehörde einzuholen, archäologische Vor-
untersuchungen sind dann bauvorgreifend in jedem Fall notwendig. Das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die fachlichen 
Anforderungen formulieren. Im Planungsbereich muss daher so früh wie möglich vor 
Baubeginn ein bauübergreifender Oberbodenabtrag mit einem Bagger mit ungezähnter 
Humusschaufel durchgeführt werden, um den Erhaltungszustand, die Ausdehnung und 
die Bedeutung des mutmaßlichen Bodendenkmals besser abschätzen zu können. Die 
Erdbewegungen müssen unter Aufsicht der Kreisarchäologie Straubing-Bogen durchge-
führt werden. Mit der Überwachung unter fachlicher Leitung der Kreisarchäologie 
Straubing-Bogen ist eine private Ausgrabungsfirma zu beauftragen. Sollte der Oberbo-
denabtrag ein Bodendenkmal erbringen, so ist auf Kosten des Verursachers eine ar-
chäologische Untersuchung auf Grundlage der aktuellen Grabungsrichtlinien des Bayeri-
schen Landesamtes für Denkmalschutz durchführen zu lassen. 

Archäologische Untersuchungen wurden zwischenzeitlich durchgeführt. Die Freigabe der 
Fläche wurde mit Schreiben des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 30.08.2023 erteilt. 

Baudenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befindet sich im Geltungsbereich und der näheren 
Umgebung keine bekannten Baudenkmäler:  

Berücksichtigung: 

Die Erlaubnis der Unteren Denkmalschutzbehörde ist einzuholen, wenn in der Nähe von 
Baudenkmälern Anlagen errichtet, verändert oder beseitigt werden, wenn sich dies auf 
Bestand oder Erscheinungsbild eines der Baudenkmäler auswirken kann (vgl. Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 DSchG).  

 Überschwemmungsgefährdung 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem Umwelt Atlas Bayern außerhalb von sog. was-
sersensiblen Bereichen, Hochwassergefahrenflächen HQextrem bzw. der Hochwasserge-
fahrenflächen HQ100 (Überschwemmungsgebiete und Hochwassergefahrenflächen) der 
Aiterach. 

Vorgaben für die vorliegende Planungen ergeben sich hieraus nicht.  

 Wasserrecht 

Eine wasserrechtliche Gestattung ist u. U. erforderlich, wenn für die Gründungen von 
Gebäuden oder sonstige Bauteile das Grundwasser angeschnitten wird oder Nieder-
schlagswasser örtlich versickert werden soll. Die Grundwasserstände dürfen nicht zum 
Nachteil Dritter beeinflusst werden. 

Berücksichtigung: 

Entsprechende Antragsunterlagen sind beim Landratsamt Straubing-Bogen bzw. Was-
serwirtschaftsamt einzureichen. Die einschlägigen Vorschriften für die Niederschlags-
wasserversickerung sind hierbei zu beachten. 
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 Immissionsschutz 

Von der südlich verlaufenden Kreisstraße SR 9 ausgehende Emissionen sind u. U. für 
die Nutzung als allgemeines Wohngebiet planungsrelevant. Laut den Verkehrszählungen 
von 2015 mit einer DTV-Zahl von 2.503 und einer gängigen Hochrechnung für das Jahr 
2030 auf eine DTV-Zahl von ca. 2.800, kann der Orientierungswert der DIN 18005 mög-
licherweise im Bereich der Parzelle 38 nicht eingehalten werden. 

Berücksichtigung: 

Die Orientierungswerte für ein Allgemeines Wohngebiet nach DIN 18005 Teil 1, 
Beiblatt 1 „Schallschutz im Städtebau“ betragen tagsüber (6.00 bis 22.00 Uhr) max. 55 
db(A), nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) max. 45 dB(A) für Verkehrslärm und max. 40 dB(A) 
für Anlagenlärm. 

Ggf. sind passive Schallschutzmaßnahmen notwendig. Die Einhaltung der gesetzlichen 
Werte sind im Rahmen des Bauantrages nachzuweisen. 

Die von den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Grundstücken und landwirt-
schaftlichen Betriebsstätten ausgehenden Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, 
Staub und Erschütterungen, auch über das übliche Maß hinausgehend, sind zu dulden. 
Insbesondere auch dann, wenn landwirtschaftliche Arbeiten nach Feierabend sowie an 
Sonn- und Feiertagen oder während der Nachtzeit vorgenommen werden, falls die Wet-
terlage während der Erntezeit solche Arbeiten erzwingt. 

 

2.1 Beschreibung und Bewertung der festgestellten Umweltauswirkungen 
 

2.1.1 Bestandsaufnahme 

 Natürliche Grundlagen  

Das Untersuchungsgebiet wird dem Naturraum „Unterbayerisches Hügelland und Isar-
Inn-Schotterplatten“ (D65), und hier der naturräumlichen Untereinheit „Donau-Isar-
Hügelland“ (062-A) zugerechnet.  

Die naturräumliche Einheit wird im Landkreis großenteils von diluvialen Löss-, Lösslehm- 
und Decklehmschichten überlagert. Daher herrschen in weiten Bereichen ertragreiche 
Braunerden vor, die intensiv landwirtschaftlich genutzt werden. Naturnahe bzw. einst-
mals landschaftsprägende Lebensraumtypen sind bis auf kleine Reste verschwunden. 
Auf weniger fruchtbaren kiesig-sandigen Böden stocken überwiegend naturferne Nadel-
forste. (ABSP Landkreis Straubing-Bogen 2007) 

Das Klima des „Donau-Isar-Hügellands“ ist trocken bis mäßig feucht. Die durchschnittli-
che Jahrestemperatur beträgt 7,50 °C, die Niederschlagsmenge erreicht 700 mm pro m² 
und Jahr. Die Zahl der Frosttage ist geringer als im nördlich anschließenden Dungaube-
cken und im Unteren Isartal. (ABSP Landkreis Straubing-Bogen 2007) 

Das überplante Gebiet fällt von Osten nach Westen und Nordwesten und weist Gelän-
dehöhen von 375 m (im Süd-Osten) bis 370 m ü. NHN im Westen unmittelbar entlang 
der bestehenden Bebauung sowie 357 m ü. NHN im Anschlussbereich der Bergschnei-
der Straße auf.  

Die Potenziell Natürliche Vegetation, also die Vegetation, die sich nach Aufhören der 
menschlichen Nutzung langfristig einstellen würde, ist gemäß FIS-NATUR (FIN-Web) der 
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Hexenkraut- oder Zittergrasseggen-Waldmeister-Buchenwald im Komplex mit Zitter-
grasseggen-Hainsimsen-Buchenwald; örtlich mit Waldziest-Eschen-Hainbuchenwald. 

 

2.1.2 Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter sowie auf deren 
Wirkungsgefüge 

Aufgrund des Baus ist mit Auswirkungen auf die nachfolgend dargelegten Schutzgüter 
zu rechnen. Abrissarbeiten sind nicht vorgesehen, da es sich um ein Neubauvorhaben 
handelt. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

- Dauerhafte Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Böden 
- Veränderung der Bodenstruktur durch Erdbewegungen sowie durch Einsatz von 

Baumaschinen 
- Wegfall des Einsatzes von Dünge- und Pflanzenbehandlungsmitteln sowie einer 

mechanischen Bodenbearbeitung. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

- Veränderung des Rückhaltevolumens des belebten Bodens durch Versiegelungen 
- Wegfall eines etwaigen Eintrags von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln  

Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft  

- Kleinflächige Veränderung der mikroklimatischen Verhältnisse (erhöhte Abstrah-
lung, verminderte Verdunstung) 

- Geringfügige Behinderung von Kaltluftentstehungsbereichen 
- Während der Bauphase kann es durch den Einsatz von Baumaschinen zu tempo-

rärer Luftbelastung kommen. 
- Die entstehenden Heizanlagen für die neuen Gebäude können betriebsbedingt zu 

einer Zunahme der Emissionen von Abgasen einschließlich CO2 führen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Arten und Lebensräume 

- Baubedingt wird ein Großteil der Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes verändert sowie versiegelt.  

- Erhöhung der Strukturvielfalt durch seitliche Grünflächen mit Gehölzpflanzungen, 
dadurch Verbesserung von Lebensräumen und Ausbreitungskorridoren 

- Verbesserung der gesamtökologischen Situation durch Ausgleichs- / Ersatzmaß-
nahmen 

Spezieller Artenschutz gem. § 44 BNatSchG 

Durch das Büro Flora + Fauna Partnerschaft, Regensburg wurde ein Gutachten zur spe-
ziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Juni 2023) erstellt. Das Gutachten ist Anlage 2 
zum Bebauungs- mit Grünordnungsplan. 

Ergebnis: 

Pflanzenarten nach Anhang IV b) Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) kommen im 
Wirkraum der Maßnahme nicht vor. 

Folgende Tierarten des Anhang IV a) der FH-RL können aufgrund der Habitatausstat-
tung ausgeschlossen werden: Säugetiere, Reptilien, Amphibien, Libellen, Käfer, Tagfal-
ter, Schnecken und Muscheln. 
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Bzgl. Europäischer Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie wurden Erhebun-
gen durchgeführt:  

Das Untersuchungsgebiet umfasst den Geltungsbereich mit Umfeld. 

Laut Gutachten vom 26.06.2023 wurden bei 6 Begehungen zwischen 03.05.2023 und 
16.06.2023 im Untersuchungsgebiet eine Art von Feldbrütern festgestellt: Feldlerche mit 
einem Brutrevier. Auf der Eingriffsfläche selbst konnten aufgrund von bereits stattfinden-
den archäologischen Grabungen keine Brutvogelreviere festgestellt werden. Aufgrund 
der prinzipiellen Eignung des Gebietes als Brutrevier wird für die Eingriffsfläche das 
Worst-Case-Szenario angesetzt – es ist ein weiteres Brutpaar der Feldlerche auszuglei-
chen. 

Für zwei Brutreviere der Feldlerche sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S. v. § 
44 Abs. 5 S. 3 BNatSchG (CEF-Maßnahmen) erforderlich. 

Auswirkungen: 

Bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Pflanzen- und Tierarten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und alle europäische Vogelarten nach Art. 1 der Vo-
gelschutz-Richtlinie) sind bei Beachtung der CEF-Maßnahmen lt. saP keine Verbotstat-
bestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG (Schädigungsverbot, Störungsver-
bot, Tötungsverbot) zu erwarten.  

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild 

- Veränderung des Landschaftsbildes durch Gebäude 
- Keine gravierend störende Fernwirkung aufgrund der leicht hängigen Lage, der 

Eingrünungsmaßnahmen, sowie des direkten Anschlusses an ein Wohngebiet 
- Durch Eingrünungsmaßnahmen Optimierung des Landschaftsbildes durch zusätz-

liche Strukturierung. 
- Berücksichtigung des „Trenngrüns“ zwischen Salching und Oberpiebing 

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 

- Vorübergehende Lärm- und Abgasemissionen während der Bauphase 
- Beeinträchtigungen durch anlagebedingte Lärmemissionen und Verkehr 
- Keine Beeinträchtigung der Erholungsnutzung im Umland durch Erhöhung der 

Strukturvielfalt (Gehölzpflanzungen) und Wegfall von landwirtschaftlichen Emissi-
onen auf der Fläche selbst. Von den landwirtschaftlich genutzten Grundstücken 
und landwirtschaftlichen Betriebsstätten gehen Immissionen, insbesondere Ge-
ruch, Lärm, Staub und Erschütterungen aus.  

Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

- Meldung zu Tage kommender Bodenfunde 

Auswirkungen auf Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

- Sind nicht bekannt. 
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2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 

 Bei Durchführung der Planung 

Der Bau von Erschließungseinrichtungen wie Kanal, Wasser, Straßen, Parkplätze etc. 
und die Errichtung von Gebäuden bringt vorübergehend Lärm- und Abgasemissionen 
der entsprechenden Baumaschinen mit sich. 

Große Teile der Grundstücke werden zukünftig unterschiedlich stark überbaut, aufge-
schüttet und somit versiegelt, andere Teile werden im Vergleich zur überwiegend inten-
siven landwirtschaftlichen Nutzung durch eingriffsminimierende Pflanzmaßnahmen klein-
räumig ökologisch aufgewertet und können sich als neuer Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen entwickeln. Die geplante Bebauung und die damit einhergehende Flächenver-
siegelung erfordert eine ordnungsgemäße Entwässerung. Sämtliches Niederschlags-
wasser soll auf den kompletten Flächen direkt über die Beläge bzw. unterirdische Rigo-
len oder Rückhaltebecken und somit dem Wasserhaushalt wieder zugeführt werden.  

Verbleibende Beeinträchtigungen werden mit Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des 
Baugebietes durch Abbuchung von einer Ökokontofläche kompensiert. 

Mit der Umsetzung der Planung erfolgen eine städtebaulich und landschaftsplanerisch 
vertretbare Entwicklung an dieser Stelle im direkten Anschluss an die vorhandene Infra-
struktur. 

 Bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der vorliegenden Planung würden die Flächen weiter intensiv 
landwirtschaftlich genutzt werden, d. h. es wird zu keiner Veränderung der Standortver-
hältnisse kommen. Es wäre keine Überbauung und Flächenversiegelung zu erwarten. 
Bei einer Beibehaltung der aktuellen landwirtschaftlichen Praxis bliebe der ungünstige 
Stoffeintrag in den Boden, in die angrenzenden Flächen und ins Grundwasser bestehen. 
Die vorhandene Bodenstruktur und die Bodenfunktionen können erhalten werden, eben-
so kann das Oberflächenwasser ungehindert versickern. Im Hinblick auf das Schutzgut 
Luft wird es zu keiner kleinklimatischen Erhöhung der Erwärmung/Aufheizung kommen. 
Das Landschaftsbild bleibt in der momentanen Situation unverändert. Von Seiten der 
Gemeinde ist jedoch die Inanspruchnahme einer vergleichbaren Fläche an anderer Stel-
le zu erwarten. 

 

2.3 Geplante Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

 Vermeidung, Minimierung - Schutzgut Arten und Lebensräume 

 Bündelung von Ver- und Entsorgungsleitungen außerhalb zukünftiger Baum-
standorte 

 Verwendung insektenschonender Beleuchtung im öffentlichen und privaten Be-
reich 

 Verbot von durchgehenden Sockeln oder Mauern zur Einfriedung, um Kleintie-
ren das Durchwandern zu ermöglichen 

 Festsetzung privater grünordnerischer Maßnahmen zur Grundstücksdurch- bzw. 
-eingrünung (hier: Hecken- und Einzelbaumpflanzungen)  
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 Durchlässigkeit der Siedlungsränder zur freien Landschaft zur Förderung von 
Wechselbeziehungen 

 Öffentliche Durchgrünung des Baugebietes durch Baumpflanzungen und Ge-
hölzpflanzungen entlang der Erschließungsstraße 

 

 Vermeidung, Minimierung - Schutzgut Wasser 

 Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versicker-
fähiger Beläge  

 Vermeidung der Einleitung von belastetem Wasser in Oberflächengewässer 

 Vermeidung von Grundwasseranschnitten und Behinderung seiner Bewegung 

 Bepflanzung und Begrünung der Grün- und Freiflächen 

 Verbot von gewässerschädlichen Materialien wie unbeschichtetes Kupfer- oder 
Zinkblech 

 Rückhaltung des Niederschlagwassers in naturnah gestalteter Wasserrück-
haltung bzw. Versickerungsmulden 

 Vermeidung, Minimierung - Schutzgut Boden 

 Verwendung versickerungsfähiger Beläge  

 Schichtgerechte Lagerung und ggfs. Wiedereinbau des Bodens 

 Schutz vor Erosion oder Bodenverdichtung 

 Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Verwertung des Bodenaushubes 

 Organoleptische Beurteilung des Bodenaushubes durch eine fachkundige Per-
son 

 Anpassung des Baugebietes an den Geländeverlauf zur Vermeidung größerer 
Erdmassenbewegungen sowie von Veränderungen der Oberflächenformen 

 Vermeidung, Minimierung - Schutzgut Luft 

 Schaffung von Grünflächen 

 Bepflanzung und Begrünung der Grün- und Freiflächen  

 

 Vermeidung, Minimierung - Schutzgut Landschaftsbild 

 Festsetzung der zulässigen Gebäudehöhen 

 Neupflanzung von Bäumen auf privaten und öffentlichen Flächen 

 Keine Errichtung baugenehmigungsfreier Anlagen außerhalb der Baugrenzen 

 Festsetzung einer Ortsrandeingrünung entlang der Grundstücksgrenzen  

 

 Ausgleichsmaßnahmen 

 Ausweisung von geeigneten Ausgleichsflächen in Abstimmung mit der unte-
ren Naturschutzbehörde.  
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2.4 Naturschutzfachliche Eingriffsregelung 

Der § 18 Abs. 1 BNatSchG sieht für Bauleitpläne und Satzungen eine Entscheidung über 
die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB vor, 
wenn auf Grund dieser Verfahren Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind.  

Die Eingriffsermittlung erfolgt gemäß dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft“ des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umwelt-
fragen, in seiner fortgeschriebenen Fassung vom November 2021. Es wird das Regel-
verfahren angewandt. 

Der benötigte Kompensationsbedarf von ca. 60.753 Wertpunkten kann nicht innerhalb 
des Geltungsbereiches erbracht werden.  

Der Ausgleich erfolgt durch Abbuchung von der Ökokontofläche der VR-Bank Landau-
Mengkofen auf dem Flurstück 1538/8, Gmkg. Waibling. 

 

2.5 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Ver-
fahren und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Umweltprüfung 

Daten zu natürlichen Grundlagen und zur Bestandserhebung wurden folgenden Quellen 
entnommen: 

- Fachinformationssystem Naturschutz (FIS-Natur) 

- Umwelt Atlas Bayern 

- Bayern-Atlas 

- Bayerischer Denkmal-Atlas 

- Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) des Landkreises Straubing-Bogen 2007 

- Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP Bayern) 

- Regionalplan Donau-Wald (RP 12) 

- Daten des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz 

- Flächennutzungsplan der Gemeinde Salching 

- Ortseinsicht des Büro Heigl im Februar 2023 

Die Analyse und Bewertung des Plangebietes erfolgte verbal-argumentativ. Zur Bewertung 
der Umweltauswirkungen wurde der Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ 
angewandt, sowie die oben genannten Quellen. 

Besondere Schwierigkeiten im Rahmen der Umweltprüfung traten im vorliegenden Fall 
nicht auf.  
 

2.6 Beschreibung der geplanten Überwachungsverfahren (Monitoring) 

Planbedingte erhebliche Umweltauswirkungen werden durch die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes nicht erwartet. Eine Überwachung unvorhersehbarer erheblicher Um-
weltauswirkungen ist durch die Gemeinde erst auf der Ebene der verbindlichen Bauleit-
planungen (nachfolgende Bebauungs- mit Grünordnungspläne) bzw. bei der konkreten 
Planungsumsetzung möglich.  
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2.7 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Gemeinde Salching beabsichtigt nördlich der Kreisstraße SR 9 ein allgemeines 
Wohngebiet mit einer Größe von ca. 4,606 ha am Ortsrand von Salching im Anschluss 
an die vorhandene Wohnbebauung auszuweisen.  

Das überplante Gebiet weist Geländehöhen von 358 m bzw. 363 m (im Norden) bis 
376 m ü. NHN (Südosten) auf. Es fällt von Norden nach Südosten hin ab.  

Schutzgut Boden 

Durch das Bauvorhaben kommt es durch die Planung gegenüber der Bestandsituation 
zu einer Erhöhung der Versiegelung sowie zu einer Veränderung des Bodengefüges. 
Baubedingt ist auf eine sachgerechte Lagerung der Böden zu achten. 

Schutzgut Wasser 

Festgesetzte Überschwemmungsgebiete oder Hochwassergefahrenflächen der Aiterach 
sind nicht betroffen. Das Gebiet liegt nicht in einem sog. wassersensiblen Bereich. Auf-
grund der hydrogeologischen Verhältnisse werden durch die Baumaßnahme die Grund-
wasserverhältnisse lokal verändert. Nachteilige Auswirkungen können durch Festset-
zungen vermieden werden. Sämtliches Oberflächenwasser ist lokal zu versickern.  

Schutzgut Klima/Luft 

Eine Verschlechterung der lufthygienischen Situation im Planungsgebiet ist nicht zu er-
warten. Mikroklimatische Veränderungen sind zu erwarten. Größere negative Beein-
trächtigungen des Kleinklimas sind nicht zu befürchten. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt 

Das Planungsgebiet befindet sich außerhalb landschaftsökologisch sensibler Bereiche 
bzw. landschaftsbildprägender Oberflächenformen und wird überwiegend intensiv land-
wirtschaftlich genutzt (überwiegend intensive Ackerfläche). Es ist zum einen durch die 
intensive landwirtschaftliche Nutzung, zum anderen durch die Kreisstraße SR 9 vorbe-
lastet  

Es handelt sich insgesamt betrachtet um Flächen mit relativ geringer naturschutzfachli-
cher Wertigkeit. Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (CEF) sind notwendig und 
werden im Bebauungs- und Grünordnungsplan festgesetzt. 

Eingriffsvermeidende und –minimierende grünordnerische Maßnahmen sind festgesetzt. 
Der entsprechende baurechtliche Ausgleich wird durch Abbuchung von einem privaten 
Ökokonto erbracht.  

Schutzgut Landschaft 

Durch die neue, zusätzliche Bebauung/Versiegelung wird das Landschaftsbild weiter 
verändert. Da sich das allgemeine Wohngebiet entlang der Kreisstraße bewegt werden 
zwar landwirtschaftliche Nutzflächen versiegelt, aber es erfolgt eine städtebauliche sinn-
volle Nutzung der bestehenden Infrastruktur an dieser Stelle von Salching. Die Auswir-
kungen werden durch Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen minimiert.  

Schutzgut Mensch (Erholung und Lärm-Immissionen) 

Der nicht hohe Erholungswert im Eingriffsgebiet geht verloren. Durch die Planung kommt 
es zu einer Mehrung des Verkehrs, der durch das bestehende Straßennetz aufgefangen 
werden kann. Die zusätzlichen Verkehrslärmemissionen sind äußerst gering und erfor-
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dern keine zusätzlichen Schutzmaßnahmen für die Umgebung. Insgesamt wird gewähr-
leistet, dass trotz der Herstellung des Wohngebietes keine schädlichen oder unzumutba-
ren zusätzlichen Lärmimmissionen auf die angrenzenden, schützenswerten Nutzungen 
einwirken.  

Insgesamt sind damit nach derzeitigem Kenntnisstand keine nachhaltigen oder erhebli-
chen Auswirkungen auf Mensch, Tier und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Landschaft 
oder sonstige Güter zu erwarten.  

 

3. Beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) nach § 4 BauGB 

1. Regierung von Niederbayern, Landshut 

2. Landratsamt Straubing-Bogen (7-fach: Untere Bauaufsichtsbehörde, Untere Immis-
sionsschutzbehörde, Untere Naturschutzbehörde, Kreisstraßenbaubehörde, Ge-
sundheitsbehörde, Kreisarchäologie, Brandschutzbehörde/Kreisbrandrat) 

3. Regionaler Planungsverband Donau-Wald im Landratsamt Straubing-Bogen 

4. Wasserwirtschaftsamt Deggendorf 

5. Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, TI NL Süd PTI 12 

6. Staatliches Bauamt Passau, Servicestelle Deggendorf 

7. Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Straubing 

8. Stadtwerke Straubing Strom und Gas GmbH 

9. Energienetze Bayern/ESB GmbH & Co. KG, Regional-Center Arnstorf 

10. Bayerischer Bauernverband, Geschäftsstelle Straubing 

11. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Straubing 

12. Amt für Ländliche Entwicklung 

13. Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Straubing-Bogen 

14. Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Straubing-Bogen 

15. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

16. Zweckverband Abfallwirtschaft Straubing Stadt und Land (ZAW) 

17. Wasserzweckverband Straubing-Land 

18. R-Kom, Regensburg 

19. Industrie- und Handelskammer 

20. Benachbarte Gemeinden: Feldkirchen, Aiterhofen, Oberschneiding, Leiblfing 
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4. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN 

 
4.1 Denkmalschutz 

Bodendenkmäler: 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befindet sich nur an der Nord-Oste-Ecke des ei-
gentlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein bekanntes Bodendenkmal. Auf-
grund der Nähe zu bekannten Bodendenkmälern in der Umgebung sind allerdings Funde 
auch im Geltungsbereich nicht auszuschließen.  

Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht, Bodeneingriffe jeder Art (vgl. Art. 1 Abs. 4 
DSchG) sind nach Art. 7 DSchG genehmigungspflichtig und daher unbedingt mit der 
Kreisarchäologie oder dem Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege abzustimmen. 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich ist eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDschG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaub-
nisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen 
ist. 

Bei Überplanung bzw. Bebauung hat der Antragsteller im Bereich von Denkmalflächen 
eine Erlaubnis bei der Unteren Denkmalschutzbehörde einzuholen. 

Im Planbereich muss daher so frühzeitig wie möglich vor Baubeginn auf Kosten des Bau-
trägers eine unter der Aufsicht einer Fachkraft stehende, bauvorgreifende Sondagegra-
bung durchgeführt werden. Sollte die Sondage ein Bodendenkmal erbringen, so ist auf 
Kosten des Verursachers eine archäologische Untersuchung durchführen zu lassen. 

Auf Art. 8 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes wird hingewiesen. 

Archäologische Untersuchungen wurden zwischenzeitlich durchgeführt. Die Freigabe der 
Fläche wurde mit Schreiben des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 30.08.2023 erteilt. 

Baudenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich im Geltungsbereich und in der nähe-
ren Umgebung keine bekannten Baudenkmäler.  

Berücksichtigung: 

Die Erlaubnis der Unteren Denkmalschutzbehörde ist einzuholen, wenn in der Nähe von 
Baudenkmälern Anlagen errichtet, verändert oder beseitigt werden, wenn sich dies auf 
Bestand oder Erscheinungsbild eines der Baudenkmäler auswirken kann (vgl. Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 DSchG).  

 

4.2 Landwirtschaftliche Immissionen und Belange 

Die an das Baugebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen werden weiterhin 
landwirtschaftlich genutzt. 

Die Bauwerber werden darauf hingewiesen, dass zeitweise trotz ordnungsgemäßer Be-
wirtschaftung von landwirtschaftlichen Flächen und Betrieben Geruchs-, Staub- und 
Lärmemissionen sowie Erschütterungen ausgehen können, die zu dulden sind. Insbe-
sondere auch dann, wenn landwirtschaftliche Arbeiten nach Feierabend sowie an Sonn- 
und Feiertagen oder während der Nachtzeit vorgenommen werden, falls die Wetterlage 
während der Erntezeit solche Arbeiten erzwingt. 
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Diese Beeinträchtigungen müssen auch nach Feierabend, an Sonn- und Feiertagen oder 
während der Nachtzeit hingenommen werden. 

Die Erschließung der westlich angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen, die 
derzeit über den vorhandenen Feldweg (östlich Fl. Nr. 429/0, 430/0, nördlich Fl. Nr. 434) 
erfolgt, muss auch weiterhin gewährleistet sein; der Feldweg muss für den landwirt-
schaftlichen Verkehr freigehalten werden. Eine Fahrzeugbreite von 3 m ist in der Land-
wirtschaft üblich und zulässig, bei selbstfahrenden Arbeitsmaschinen bis zu 3,50 m. 
Mögliche Bepflanzungen müssen so angelegt werden, dass auch mit Großmaschinen 
ungehindert dieser Flurerschließungsweg befahren werden kann.  

Es muss sichergestellt sein, dass die umliegenden landwirtschaftlichen Betriebe in ihrem 
Bestand und in ihrer weiteren betrieblichen Entwicklung durch die Ausweisung von Bau-
flächen nicht behindert werden. 

 

4.3 Belange des Bodenschutzes 

Auf die ordnungsgemäße Verwertung des im Zuge der Baumaßnahmen anfallenden und 
vor Ort nicht wieder zu verwendenden Bodenaushubs ist zu achten. Bei Auf- und Ein-
bringen von Materialien in eine durchwurzelbare Bodenschicht sind die materiell-
rechtlichen Vorgaben des Bodenschutzrechts gem. BBodSchV, einzuhalten. Insbeson-
dere ist nur Bodenmaterial zur Verwertung geeignet, das die Vorsorgewerte der 
BBodSchV (bei Verwertung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 70 % davon) nicht 
überschreitet. Des Weiteren muss die Kombinationseignung von zu verwertendem Bo-
denmaterial mit dem Boden der Verwertungsfläche nach DIN 19731 gegeben sein. 

Ferner ist in diesem Zusammenhang eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion zu 
gewährleisten. Diese Voraussetzung ist beispielsweise bei einer Aufbringung auf land-
wirtschaftlich genutzten Böden mit einer Bodenkennzahl > 60 oder sonstigen schützens-
werten Fläche i.d.R. nicht gegeben. 

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Abfälle oder Altlastenverdachtsflächen zu Tage 
treten, ist das Sachgebiet Umwelt- und Naturschutz am Landratsamt unverzüglich zu 
informieren. 

Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten werden die Normen 
DIN 18915 und DIN 19731, welche Anleitung zum sachgemäßen Umgang und zur 
rechtskonformen Verwertung des Bodenmaterials geben, empfohlen. Es wird angeraten, 
die Verwertungswege des anfallenden Bodenmaterials vor Beginn der Baumaßnahmen 
zu klären.  

Hilfestellungen zum umweltgerechten Umgang mit Boden sind im Leitfaden zur Boden-
kundlichen Baubegleitung des Bundesverbandes Boden zu finden. 

Bei Bautätigkeit sind Oberboden und Unterboden getrennt zu lagern. Folgende Maße 
sind für Oberboden-Mieten zur ausreichenden Sauerstoffversorgung einzuhalten: 
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 Höhe: max. 2,00 m Länge: unbegrenzt 
 Breite: max. 5,00 m Querschnitt: trapezförmig 

 Abb.: Schemaschnitt Oberbodenmieten  

Die Oberbodenmieten sind gem. DIN 18917 Abs. 3.3 mit einer Zwischenbegrünung aus 
tiefwurzelnden (aber nicht winterharten) Lupinen, Ölrettich, Senf oder Raps bzw. frost-
hartem Inkarnatklee oder Winterraps anzusäen. Bei sämtlichen Oberbodenarbeiten ist 
die jeweils gültige Fassung der DIN 18915 - Bodenarbeiten für vegetationstechnische 
Zwecke - zu beachten. Die Mieten dürfen nicht mit Maschinen befahren werden. 

 

4.4 Wasserwirtschaftliche Belange 

Es wird empfohlen, bei erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich von ei-
ner fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtlichen Stö-
rungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik etc.) ist das Landratsamt 
Straubing-Bogen oder das zuständige Wasserwirtschaftsamt zu informieren. 

Hinsichtlich etwaig vorh. Altlasten und deren weitergehende Kennzeichnungspflicht ge-
mäß BauGB sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflichten wird ein Abgleich mit 
dem Altlastenkataster des Landkreises empfohlen. 

Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild ab-
fließendem Oberflächenwasser aufgrund des darüber liegenden oberirdischen Einzugs-
gebietes gerechnet werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. 
§ 37 WHG nicht nachteilig für anliegende Grundstücke verändert werden. 

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für 
anliegende Grundstücke verändert werden. 

Wird eine Gesamtdachfläche von 50 m² mit Zink-, Blei- oder Kupferdeckung überschrit-
ten, sind ggf. zusätzliche Reinigungsmaßnahmen erforderlich. Bei beschichteten Metall-
dächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach DIN 55928-8 bzw. die Korro-
sivitätskategorie C 3 (Schutzdauer: „lang“) nach DIN EN ISO 12944-5 einzuhalten. Eine 
entsprechende Bestätigung unter Angabe des vorgesehenen Materials ist dann vorzule-
gen. 

Zur Vermeidung von Abflussverschärfungen und zur Stärkung des Grundwasserhaushal-
tes ist der zunehmenden Bodenversiegelung entgegenzuwirken und die Versickerungs-
fähigkeit der Flächen zu erhalten. Anfallendes Niederschlagswasser von Dach- und un-
verschmutzten Hofflächen sollte möglichst auf den Grundstücken über Mulden oder Ra-
senflächen breitflächig versickert bzw. vorher in Regenwassernutzungsanlagen gesam-
melt werden. Einer direkten Regenwasserversickerung ist grundsätzlich eine Vorreini-
gung (Absetzschacht, -teich, -becken bzw. Bodenfilter) vorzuschalten. Bei Planung oder 
Bau von Anlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung ist ggf. das ATV-DVWK-Merkblatt 
M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ zu beachten. Für die 
Gartenbewässerung und Nutzung als Brauchwasser wird eine Speicherung von Regen-
wasser mittels Zisternen vorgeschlagen. 

Für die Einleitung des Niederschlagswassers und eine ggf. vorher erforderliche Puffe-
rung sind die Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - 
NWFreiV - vom 01.01.2000, geändert zum 01.10.2008, und der Technischen Regeln 
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zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW) vom 17.12.2008 oder in Oberflächengewässer (TRENOG) vom 17.12.2008 
zu beachten. Ggfs. ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich. 

Die Antragsunterlagen für das wasserrechtliche Gestattungsverfahren für das Einleiten 
von Niederschlagswasser sind vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt Deggendorf abzu-
stimmen. 

Aufgrund der geringen Abstände der einzelnen Parzellen untereinander können sich dort 
errichtete Grundwasserwärmepumpen gegenseitig beeinflussen. Dies ist von den Bau-
herren bei der Planung ihrer Heizungssysteme zu berücksichtigen und ggfs. durch Gut-
achter näher untersuchen zu lassen.  

 

4.5 Hinweise zum abwehrenden Brandschutz  

Feuerwehrzufahrt: 

Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahn-
breite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und 
unbehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t 
(Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die Richtlinie über Flächen für die 
Feuerwehr, Stand Feb. 2007, AllMBl 2008 S. 806 hingewiesen. Es muss insbesondere 
gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Abstand von höchstens 
50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. Bei Sackgassen ist darauf zu 
achten, dass die sog. „Wendehammer“ auch für Feuerwehrfahrzeuge benutzbar sind. Zur 
ungehinderten Benutzung ist ein Wendeplatzdurchmesser von mind. 18 m, für Feuerweh-
reinsätze mit Drehleiter DLA(K) 23-12 mit mind. 21 m erforderlich. Gegebenenfalls sind 
Verkehrsbeschränkungen (Halteverbote) zu verfügen. 

Löschwasserversorgung: 

Zur Deckung des Löschwasserbedarfes des Allgemeinen Wohngebietes ist eine Gesamt-
löschwassermenge von mind. 800 l/min für eine Dauer von mehr als zwei Stunden bei ei-
nem Fließdruck größer 1,5 bar nachzuweisen. 

Die Hydrantenleitungen sind möglichst als Ringleitung auszubauen, der Hydrantenabstand 
untereinander sollte nicht mehr als 100 m betragen.  

Wo die geforderte Leistung nicht erreicht werden kann und im Umkreis von 300 m keine 
ausreichende unabhängige Löschwasserversorgung zur Verfügung steht, sind Löschwas-
serbehälter (Zisterne) mit mindestens 96 cbm Wasserinhalt nach DIN 14230 zu erstellen 

Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserversorgung ist in Abstimmung mit dem ört-
lich zuständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen und dem Landratsamt 
Straubing-Bogen in schriftlicher Form vorzulegen. Das Löschwasser soll möglichst aus 
Oberflurhydranten mit zwei B-Abgängen gem. DIN 3222 entnommen werden können; es 
sind ausschließlich DVGW-zugelassene Hydranten nach Möglichkeit am Fahrbahnrand 
außerhalb des Gebäudetrümmerschattens zu installieren. 

Bei einer Erweiterung des Baugebietes ist die Löschwasserversorgung erneut zu überprü-
fen.  

Die Ausrüstung und Ausbildung der Örtlichen Feuerwehr muss dem Schutzbereich ange-
passt sein. 



Deckblatt Nr. 26 zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Salching  
Begründung mit Umweltbericht 

Fassung des Feststellungsbeschlusses vom 13.11.2023 

 

22-103-01   Seite 33 von 33 

Abstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen 

Die Abstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen müssen den Vorschriften des 
Verbandes Deutscher Elektrotechniker entsprechen. Die Freileitungsnorm DIN EN 50341 
(VDE0210) ist zu beachten. VDE 0132 ist zu beachten. Demnach ist beim Einsatz von 
Stahlrohren zwischen Stahlrohr und unter Spannung stehenden Anlagenteilen bei Nieder-
spannungsleitungen ein Abstand von 5 m und bei Hochspannungsleitungen ein Abstand 
von 10 m zu gewährleisten. Die Situierung von Gebäuden unter Stromleitungen kann da-
her aus Gründen der Brandbekämpfung ausgeschlossen sein. 

Hinweis zum Brandschutz bei dachgebundenen Photovoltaikanlagen: 

Bei Doppelhäusern sind evtl. Solaranlagen so anzuordnen und herzustellen, dass Feuer 
nicht auf andere Gebäudeteile und Nachbargrundstücke übertragen werden kann. Von 
Brandwänden und von Wänden, die anstelle von Brandwänden zulässig sind, müssen 
mindestens 1,25 m Abstand eingehalten werden. 

Hinweise des Zweckverbandes Straubing-Land (§ 4 der Verbandssatzung) 

Der Zweckverband übernimmt die Aufgabe der Bereitstellung des leitungsgebundenen 
Löschwassers im Rahmen der technischen Regeln des DVGW, soweit dadurch die 
Hauptaufgabe der Trinkwasserversorgung nicht gefährdet oder eingeschränkt wird und nur 
innerhalb der Leistungsfähigkeit der vorhandenen Wasserversorgungsanlage (Wasserlei-
tungsnetz). 

Ist das Trinkwasserrohrnetz zur Deckung des Löschwasserbedarfs nicht ausreichend hat 
die Gemeinde / der Erschließungsträger dem Zweckverband die Kosten für zusätzliche 
Maßnahmen zu erstatten (bei Erweiterung oder Verbesserung der Wasserversorgungsan-
lagen). 

Für zusätzliche Maßnahmen zur Scherung der Löschwasserversorgung, die in keiner Ver-
bindung mit dem Trinkwasserrohrnetz stehen (Erstellung von Löschwasserentnahmeste-
len, Löschwasserspeicher, Löschwasserzisterne, usw.) ist ausschließlich die Gemeinde / 
der Erschließungsträger zuständig. 

 

 


